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 Münster, 02.11.2016 
 
Antrag: 

Das virtuelle Rathaus weiterentwickeln 
 
 
Der Rat möge beschließen: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, ihr virtuelles Angebot insbesondere auch aus der 
Nutzerperspektive zu evaluieren und so weiterzuentwickeln, dass den Bürgerinnen und 
Bürgern der Anreiz und für sie bestehende Mehrwert deutlicher als bisher erkennbar ist. 
Dazu setzt die Verwaltung folgende Schritte um: 

1. Die Verwaltung beschreibt knapp das bestehende Angebot und die aus der 
Nutzerperspektive existierenden, gegenwärtigen Verbesserungsmöglichkeiten.  

2. Das Bundesministerium des Innern hat zusammen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden seit 2014 mit acht Städten und Landkreisen (Landkreis Cochem-
Zell, Stadt Düren, Stadt Halle (Saale), Landkreis Heidekreis, Bewerbergemeinschaft 
Ibbenbüren, Stadt Norderstedt, Landkreis Ortenaukreis) einen Modellversuch 
"Modellkommune E-Government" durchgeführt, der im Sommer 2016 abgeschlossen 
wurde. Die beispielhaften Ergebnisse aus diesem Modellversuch sind in dem 
Leitfaden „Wie kommunales E-Government dennoch gelingt. Ein Kochbuch für 
Praktiker“ zusammengefasst, der auf den Seiten des BMI heruntergeladen werden 
kann.  

Die Verwaltung prüft, welche dieser in anderen Städten bereits erfolgreich 
implementieren Lösungen in Münster übernommen werden können. 

3. Darauf aufbauend berichtet die Verwaltung, welche Möglichkeiten unter 
Berücksichtigung des E-Governmentgesetzes des Bundes von 2013 und des E-
Governmentgesetzes des Landes NRW von 2016 kurz- und mittelfristig bestehen, das 
virtuelle Rathaus insbesondere auch mit dem Ziel einer größeren Praxistauglichkeit 
und einer vereinfachten Nutzung  für die Bürgerinnen und Bürger weiterzuentwickeln. 
Dieses schließt einen Bericht über die dazu benötigten Ressourcen und über die von 
Dritten zu erbringenden Leistungen ein.  

 
Begründung: 
 
erfolgt mündlich 
 
gez. 
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FDP-Fraktion im Rat 


